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de und dass eine stärkere Mobilisierung und ein verstärktes
Handeln zu Gunsten dieser Werte erreicht wurde, und fordert
die internationale Gemeinschaft und die Vereinten Nationen
auf, auch weiterhin auf der Grundlage der bisher geleisteten
Arbeit mit der Organisation der Vereinten Nationen für Erzie-
hung, Wissenschaft und Kultur zusammenzuarbeiten; 

18. begrüßt es, dass sich die Generalkonferenz der Orga-
nisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft
und Kultur am 16. November 1999 den Internationalen Ethik-
kodex für Kunsthändler, der im Januar 1999 von dem Zwi-
schenstaatlichen Komitee für die Förderung der Rückgabe be-
ziehungsweise im Falle unerlaubter Aneignung der Rücker-
stattung von Kulturgut an die Ursprungsländer verabschiedet
worden war, zu eigen gemacht hat126, und bittet diejenigen, die
sich mit dem Handel mit Kulturgut befassen, und ihre Verbän-
de, wo es sie gibt, die Anwendung des Kodexes zu fördern; 

19. erkennt an, wie wichtig es ist, dass die Generalkon-
ferenz der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung,
Wissenschaft und Kultur den Internationalen Fonds für die
Rückgabe beziehungsweise im Falle unerlaubter Aneignung
die Rückerstattung von Kulturgut an die Ursprungsländer ein-
gerichtet hat, der im November 2000 aufgelegt wurde, und er-
mutigt die Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung,
Wissenschaft und Kultur, den Fonds weiter zu fördern und ein-
satzfähig zu machen; 

20. ersucht den Generalsekretär, mit der Organisation
der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kul-
tur bei ihren Bemühungen um die Verwirklichung der in dieser
Resolution genannten Ziele zusammenzuarbeiten; 

21. ersucht den Generalsekretär außerdem, in Zusam-
menarbeit mit dem Generaldirektor der Organisation der Ver-
einten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur der
Generalversammlung auf ihrer vierundsechzigsten Tagung ei-
nen Bericht über die Durchführung dieser Resolution vorzu-
legen; 

22. beschließt, den Punkt „Rückgabe oder Rückerstat-
tung von Kulturgut an die Ursprungsländer“ in die vorläufige
Tagesordnung ihrer vierundsechzigsten Tagung aufzuneh-
men.

RESOLUTION 61/105
Verabschiedet auf der 71. Plenarsitzung am 8. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/61/L.38 und Add.1, einge-
bracht von: Australien, Belgien, Belize, Brasilien, Deutschland, Finnland, Frank-
reich, Griechenland, Island, Kanada, Kap Verde, Luxemburg, Madagaskar, Mal-
ta, Monaco, Namibia, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Portugal,
Salomonen, Schweden, Sierra Leone, Slowenien, Spanien, St. Lucia, Tonga, Tri-
nidad und Tobago, Tunesien, Vanuatu, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

61/105. Nachhaltige Fischerei, namentlich durch das
Übereinkommen von 1995 zur Durchführung der
Bestimmungen des Seerechtsübereinkommens
der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982
über die Erhaltung und Bewirtschaftung von ge-
bietsübergreifenden Fischbeständen und Bestän-
den weit wandernder Fische und damit zusam-
menhängende Übereinkünfte

Die Generalversammlung,
in Bekräftigung ihrer Resolutionen 46/215 vom 20. De-

zember 1991, 49/116 und 49/118 vom 19. Dezember 1994,
50/25 vom 5. Dezember 1995 und 57/142 vom 12. Dezember
2002 sowie anderer Resolutionen über Fischfang mit großen
pelagischen Treibnetzen, nicht genehmigte Fischerei in Zonen
des nationalen Hoheitsbereichs und auf Hoher See, Beifänge
und Rückwürfe in der Fischerei und andere Entwicklungen, ih-
rer Resolutionen 56/13 vom 28. November 2001 und 57/143
vom 12. Dezember 2002 über das Übereinkommen zur Durch-
führung der Bestimmungen des Seerechtsübereinkommens
der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982 über die Er-
haltung und Bewirtschaftung von gebietsübergreifenden
Fischbeständen und Beständen weit wandernder Fische
(„Durchführungsübereinkommen“)127 und ihrer Resolutionen
58/14 vom 24. November 2003, 59/25 vom 17. November
2004 und 60/31 vom 29. November 2005 über nachhaltige Fi-
scherei, namentlich durch das Durchführungsübereinkommen
und damit zusammenhängende Übereinkünfte, 

unter Hinweis auf die einschlägigen Bestimmungen des
Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen („See-
rechtsübereinkommen“)128 und eingedenk des Verhältnisses
zwischen dem Seerechtsübereinkommen und dem Durchfüh-
rungsübereinkommen,

anerkennend, dass das Durchführungsübereinkommen im
Einklang mit dem Seerechtsübereinkommen Bestimmungen
für die Erhaltung und Bewirtschaftung von gebietsübergrei-
fenden Fischbeständen und Beständen weit wandernder Fi-
sche festlegt, einschließlich Bestimmungen über die Einhal-
tung der Maßnahmen und Durchsetzung durch den Flaggen-
staat und die subregionale und regionale Zusammenarbeit bei
der Durchsetzung, die verbindliche Streitbeilegung und die
Rechte und Pflichten der Staaten im Hinblick auf die Geneh-
migung für ihre Flagge führende Schiffe zum Fischfang auf
Hoher See sowie spezifischer Bestimmungen, um den Bedürf-
nissen der Entwicklungsstaaten im Zusammenhang mit Erhal-
tungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen für gebietsübergrei-
fende Fischbestände und Bestände weit wandernder Fische
und der Entwicklung der Fischerei in Bezug auf diese Bestän-
de Rechnung zu tragen,

es begrüßend, dass immer mehr Staaten, im Seerechtsüber-
einkommen und in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b des Durch-
führungsübereinkommens genannte Rechtsträger sowie regio-

126 Siehe United Nations Educational, Scientific and Cultural Organiza-
tion, Records of the General Conference, Thirtieth Session, Paris, 26 Oc-
tober–17 November 1999, Vol. 1: Resolutions.

127 United Nations, Treaty Series, Vol. 2167, Nr. 37924. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 2000 II S. 1022; öBGBl. III Nr. 21/2005.
128 Ebd., Vol. 1833, Nr. 31363. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1994 II
S. 1798; öBGBl. Nr. 885/1995.
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nale und subregionale Organisationen und Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung nach Bedarf Maßnahmen
zur Umsetzung der Bestimmungen des Durchführungsüber-
einkommens ergriffen haben, 

unter Begrüßung der Tätigkeit der Ernährungs- und Land-
wirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen und ihres Fi-
schereiausschusses sowie der am 12. März 2005 von der Mi-
nistertagung über Fischerei der Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen verabschiedeten
Erklärung von Rom von 2005 über illegale, nicht gemeldete
und unregulierte Fischerei129, in der die wirksame Durchfüh-
rung der verschiedenen bereits ausgearbeiteten Übereinkünf-
te zur Gewährleistung einer verantwortungsvollen Fischerei
gefordert wird, und anerkennend, dass in dem Verhaltensko-
dex für verantwortungsvolle Fischerei der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen („Ver-
haltenskodex“)130 und den damit verbundenen internationalen
Aktionsplänen Grundsätze und globale Verhaltensnormen für
verantwortungsvolle Praktiken in Bezug auf die Erhaltung
von Fischereiressourcen und die Fischereibewirtschaftung
und -entwicklung festgelegt sind, 

mit Besorgnis feststellend, dass die wirksame Bestandsbe-
wirtschaftung in der marinen Fangfischerei in einigen Gebie-
ten durch unzuverlässige Informationen und Daten, die auf
nicht oder falsch gemeldete Fangmengen und Befischung zu-
rückzuführen sind, erschwert wird und dass dieser Mangel an
genauen Daten in einigen Gebieten zur Überfischung beiträgt,
und daher begrüßend, dass die Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen die Strategie zur
Verbesserung der Informationen über den Stand und die Ten-
denzen der Fangfischerei131 verabschiedet und das System zur
Überwachung der Fischereiressourcen (FIRMS) eingeleitet
hat, um das Wissen und das Verständnis in Bezug auf den
Stand und die Tendenzen der Fischerei zu verbessern,

in Anerkennung des maßgeblichen Beitrags der nachhalti-
gen Fischerei zur Ernährungssicherheit, zum Einkommen und
zum Wohlstand der heutigen und künftigen Generationen,

anerkennend, dass dringender Handlungsbedarf auf allen
Ebenen besteht, um die langfristige nachhaltige Nutzung und
Bewirtschaftung der Fischereiressourcen durch die umfassen-
de Anwendung eines Vorsorgeansatzes sicherzustellen, 

missbilligend, dass die Fischbestände, einschließlich der
gebietsübergreifenden Fischbestände und der Bestände weit
wandernder Fische, in vielen Teilen der Welt überfischt oder
kaum geregelter, starker Befischung ausgesetzt sind, was unter
anderem auf illegale, nicht gemeldete und unregulierte Fische-

rei, unzureichende Kontrolle und Durchsetzung durch die
Flaggenstaaten, einschließlich Überwachungs-, Kontroll- und
Aufsichtsmaßnahmen, auf unzureichende Regulierungsmaß-
nahmen, schädliche Fischereisubventionen und Überkapazitä-
ten zurückzuführen ist,

besonders besorgt darüber, dass die illegale, nicht gemel-
dete und unregulierte Fischerei eine ernsthafte Bedrohung für
die Fischbestände und die Meereslebensräume und -ökosyste-
me darstellt, zum Nachteil der nachhaltigen Fischerei sowie
der Ernährungssicherheit und der Volkswirtschaften vieler
Staaten, insbesondere von Entwicklungsländern, 

anerkennend, dass die Flaggenstaaten gemäß dem See-
rechtsübereinkommen, dem Übereinkommen zur Förderung
der Einhaltung internationaler Erhaltungs- und Bewirtschaf-
tungsmaßnahmen durch Fischereifahrzeuge auf Hoher See
(„Einhaltungsübereinkommen“)132, dem Durchführungsüber-
einkommen und dem Verhaltenskodex die Pflicht haben, wirk-
same Kontrolle über die ihre Flagge führenden Fischereifahr-
zeuge und Fischereiversorgungsfahrzeuge auszuüben und da-
für Sorge zu tragen, dass deren Tätigkeit die Wirksamkeit der
in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht und auf nationaler,
subregionaler, regionaler oder globaler Ebene getroffenen Er-
haltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen nicht beeinträch-
tigt, 

feststellend, dass alle Staaten gehalten sind, entsprechend
den Bestimmungen des Seerechtsübereinkommens bei der Er-
haltung und Bewirtschaftung der lebenden Meeresressourcen
zusammenzuarbeiten, und anerkennend, dass die Koordinie-
rung und Zusammenarbeit auf globaler, regionaler, subregio-
naler und nationaler Ebene, unter anderem auf dem Gebiet der
Datenerhebung, des Informationsaustauschs, des Kapazitäts-
aufbaus und der Ausbildung, für die Erhaltung, Bewirtschaf-
tung und nachhaltige Erschließung der lebenden Meeresres-
sourcen von entscheidender Bedeutung sind, 

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von dem Bericht der
vom 22. bis 26. Mai 2006 in New York abgehaltenen Konfe-
renz zur Überprüfung des Durchführungsübereinkommens
(„Überprüfungskonferenz“)133, auf der die Wirksamkeit des
Übereinkommens bei der Sicherung der Erhaltung und Bewirt-
schaftung von gebietsübergreifenden Fischbeständen und Be-
ständen weit wandernder Fische mittels einer Überprüfung
und Beurteilung der Zweckmäßigkeit seiner Bestimmungen
bewertet und Mittel zur Verbesserung des Inhalts und der Me-
thoden zur Durchführung dieser Bestimmungen vorgeschla-
gen wurden, um alle fortbestehenden Probleme bei der Erhal-
tung und Bewirtschaftung dieser Bestände besser bewältigen
zu können, und die Verabschiedung der in dem Bericht ent-
haltenen Empfehlungen begrüßend sowie davon Kenntnis
nehmend, dass auf der Konferenz Einigkeit darüber bestand,
dass es für alle Staaten und subregionalen und regionalen Or-
ganisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirt-

129 Food and Agriculture Organization of the United Nations, Outcome
of the Ministerial Meeting on Fisheries, Rome, 12 March 2005
(CL 128/INF/11), Anhang B. 
130 International Fisheries Instruments with Index (United Nations publi-
cation, Sales No. E.98.V.11), Abschn. III. In Deutsch verfügbar unter
http://www.fao.org/docrep/005/v9878g/v9878de00.htm. 
131 Food and Agriculture Organization of the United Nations, Report of the
twenty-fifth session of the Committee on Fisheries, Rome, 24–28 Febru-
ary 2003, FAO Fisheries Report No. 702 (FIPL/R702(En)), Anhang H.

132 International Fisheries Instruments with Index (United Nations publi-
cation, Sales No. E.98.V.11), Abschn. II. Deutsche Übersetzung: ABl.
EG 1996 Nr. L 177 S. 24.
133 A/CONF.210/2006/15. 
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schaftung zwingend notwendig ist, die Erhaltung und nachhal-
tige Nutzung von gebietsübergreifenden Fischbeständen und
Beständen weit wandernder Fische zu gewährleisten,

mit Befriedigung davon Kenntnis nehmend, dass auf der
Überprüfungskonferenz vereinbart wurde, die informellen
Konsultationen der Vertragsstaaten des Durchführungsüber-
einkommens fortzusetzen und das Übereinkommen weiter zu
überprüfen, bis die Konferenz zu einem im Rahmen der künf-
tigen informellen Konsultationen der Vertragsstaaten des
Übereinkommens festzulegenden Zeitpunkt, jedoch späte-
stens 2011, wieder aufgenommen wird, 

unter Hinweis darauf, dass weitere Arbeiten zur Entwick-
lung von Maßnahmen und Programmen der Hafenstaaten er-
forderlich sind und dass es dringend geboten ist, mit den Ent-
wicklungsländern beim Aufbau ihrer diesbezüglichen Kapa-
zitäten zusammenzuarbeiten, 

besorgt, dass die Meeresverschmutzung jedweden Ur-
sprungs, so auch durch Schiffe und insbesondere vom Lande
aus, eine ernsthafte Bedrohung der menschlichen Gesundheit
und Sicherheit darstellt, die Fischbestände, die biologische
Vielfalt der Meere und die Meereslebensräume gefährdet und
erhebliche Kosten für die lokale Wirtschaft und die Volkswirt-
schaft verursacht,

anerkennend, dass Meeresmüll ein globales, grenzüber-
schreitendes Verschmutzungsproblem ist und dass auf Grund
der vielen verschiedenen Arten und Quellen von Meeresmüll
unterschiedliche Ansätze zu seiner Verhinderung und Besei-
tigung erforderlich sind,

feststellend, dass Entwicklungsländern aus dem Beitrag
der nachhaltigen Aquakultur zur globalen Fischversorgung
auch weiterhin Möglichkeiten erwachsen, die lokale Ernäh-
rungssicherheit zu erhöhen und die Armut zu lindern, und dass
so gemeinsam mit den Anstrengungen anderer Länder, die
Aquakultur betreiben, erheblich dazu beigetragen wird, die
künftige Fischnachfrage zu befriedigen, unter Berücksichti-
gung des Artikels 9 des Verhaltenskodexes, 

auf die Umstände verweisend, die die Fischerei in vielen
Entwicklungsländern, insbesondere in afrikanischen Ländern
und in kleinen Inselentwicklungsländern, beeinflussen, und in
Anbetracht der dringenden Notwendigkeit des Kapazitätsauf-
baus, einschließlich der Weitergabe von Meerestechnologie
und insbesondere von Fischereitechnologie, um diese Staaten
verstärkt dazu zu befähigen, im Einklang mit den internatio-
nalen Übereinkünften ihren Verpflichtungen nachzukommen
und ihre Rechte auszuüben und sich so die Fischereiressourcen
zunutze zu machen, 

in der Erkenntnis, dass es geeigneter Maßnahmen bedarf,
um Abfälle, Rückwürfe, Verluste von Fanggerät und andere
für die Fischbestände schädliche Faktoren auf ein Mindestmaß
zu reduzieren, 

sowie in der Erkenntnis, dass die Anwendung von Ökosy-
stem-Ansätzen auf die Bewirtschaftung der Ozeane wichtig ist
und dass solche Ansätze in die Erhaltung und Bewirtschaftung
der Fischerei einfließen müssen, und in diesem Zusammen-
hang den Bericht der siebenten Tagung des Offenen informel-
len Beratungsprozesses der Vereinten Nationen über Ozeane

und Seerecht134 begrüßend, die vom 12. bis 16. Juni 2006 in
New York stattfand,

ferner in der Erkenntnis, welche wirtschaftliche und kul-
turelle Bedeutung Haifische in vielen Ländern haben, welche
biologische Bedeutung ihnen im Meeresökosystem zukommt,
dass bestimmte Haiarten durch Überfischung gefährdet und ei-
nige vom Aussterben bedroht sind und dass Maßnahmen er-
griffen werden müssen, um die langfristige Bestandfähigkeit
der Haipopulationen und des Haifischfangs zu fördern, und
dass der Internationale Aktionsplan der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen von
1999 zur Erhaltung und Bewirtschaftung von Haifischen die
maßgebliche Grundlage für die Ausarbeitung solcher Maß-
nahmen bildet, 

in Bekräftigung ihrer Unterstützung der auf die Erhaltung
und Bewirtschaftung von Haifischen gerichteten Initiative der
Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen und der zuständigen regionalen und subregionalen
Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibe-
wirtschaftung, jedoch besorgt feststellend, dass nur wenige
Länder den Internationalen Aktionsplan zur Erhaltung und Be-
wirtschaftung von Haifischen umgesetzt haben, 

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von dem Bericht des
Generalsekretärs über die Auswirkungen der Fischerei auf
empfindliche Meeresökosysteme: Maßnahmen der Staaten
und der regionalen Organisationen und Vereinbarungen be-
treffend Fischereibewirtschaftung zur Verwirklichung der die
Auswirkungen der Fischerei auf empfindliche Meeresökosy-
steme betreffenden Ziffern 66 bis 69 der Resolution 59/25 der
Generalversammlung über nachhaltige Fischerei135, insbeson-
dere von seiner nützlichen Rolle bei der Sammlung und Ver-
breitung von Informationen zu dieser Frage, 

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis darüber, dass die Praxis
des Fischfangs mit großen pelagischen Treibnetzen die leben-
den Meeresressourcen weiter bedroht, obwohl sie in den mei-
sten Regionen der Ozeane und Meere der Welt nach wie vor
selten vorkommt, 

betonend, dass Anstrengungen unternommen werden sol-
len, um sicherzustellen, dass die Durchführung der Resolution
46/215 in einigen Teilen der Welt nicht dazu führt, dass Treib-
netze, deren Verwendung im Widerspruch zu der genannten
Resolution steht, in andere Teile der Welt verbracht werden, 

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis über Berichte, wonach
Seevögel, insbesondere Albatrosse und Sturmvögel, sowie an-
dere Meeresarten, namentlich Haie und andere Fischarten so-
wie Meeresschildkröten, nach wie vor der Fischerei, insbeson-
dere der Langleinenfischerei, sowie anderen Aktivitäten als
Beifang zum Opfer fallen, gleichzeitig jedoch die beträchtli-
chen Anstrengungen anerkennend, die von Staaten und im
Rahmen verschiedener regionaler Organisationen und Verein-
barungen betreffend Fischereibewirtschaftung unternommen
werden, um Beifänge in der Langleinenfischerei zu verringern, 

134 Siehe A/61/156.
135 A/61/154.
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I
Herbeiführung einer nachhaltigen Fischerei

1. bekräftigt die Bedeutung, die sie der langfristigen Er-
haltung, Bewirtschaftung und nachhaltigen Nutzung der le-
benden Meeresressourcen der Ozeane und Meere der Welt bei-
misst, sowie die Verpflichtung der Staaten zur Zusammenar-
beit im Hinblick auf dieses Ziel, im Einklang mit dem Völker-
recht, wie in den entsprechenden Bestimmungen des See-
rechtsübereinkommens128, insbesondere den Bestimmungen
über Zusammenarbeit in Teil V und Teil VII Abschnitt 2 des
Übereinkommens, sowie, soweit anwendbar, in dem Durch-
führungsübereinkommen127 festgelegt;

2. legt den Staaten nahe, der Umsetzung des Durchfüh-
rungsplans des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung
(„Durchführungsplan von Johannesburg“)136, soweit er sich
auf die Herbeiführung einer nachhaltigen Fischerei bezieht,
gebührenden Vorrang einzuräumen; 

3. betont die Verpflichtung der Flaggenstaaten, ihre
Aufgaben im Einklang mit dem Seerechtsübereinkommen und
dem Durchführungsübereinkommen wahrzunehmen und si-
cherzustellen, dass die ihre Flagge führenden Schiffe die für
die Fischereiressourcen auf Hoher See beschlossenen und gel-
tenden Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen einhal-
ten; 

4. fordert alle Staaten auf, sofern sie es nicht bereits ge-
tan haben, zur Verwirklichung des Ziels der universellen Be-
teiligung Vertragsparteien des Seerechtsübereinkommens zu
werden, das den rechtlichen Rahmen für alle Tätigkeiten in den
Ozeanen und Meeren vorgibt, unter Berücksichtigung des
Verhältnisses zwischen dem Seerechtsübereinkommen und
dem Durchführungsübereinkommen;

5. fordert alle Staaten auf, unmittelbar oder über regio-
nale Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fische-
reibewirtschaftung und im Einklang mit dem Völkerrecht und
dem Verhaltenskodex130 den Vorsorgeansatz und einen Öko-
system-Ansatz auf breiter Ebene auf die Erhaltung, Bewirt-
schaftung und Nutzung der Fischbestände, einschließlich ge-
bietsübergreifender Fischbestände, Beständen weit wandern-
der Fische und nur auf Hoher See vorkommender Fischbestän-
de, anzuwenden, und fordert außerdem die Vertragsstaaten des
Durchführungsübereinkommens auf, die Bestimmungen des
Artikels 6 des Übereinkommens in vollem Umfang und mit
Vorrang umzusetzen;

6. ermutigt die Staaten, sich bei der Ausarbeitung, Be-
schließung und Durchführung von Erhaltungs- und Bewirt-
schaftungsmaßnahmen stärker wissenschaftlich beraten zu
lassen und verstärkte Anstrengungen zur Förderung der wis-
senschaftlichen Grundlagen von Erhaltungs- und Bewirtschaf-

tungsmaßnahmen zu unternehmen, bei denen im Einklang mit
dem Völkerrecht der Vorsorgeansatz und ein Ökosystem-An-
satz auf die Fischereibewirtschaftung angewandt wird, und so
das Verständnis von Ökosystem-Ansätzen zu vertiefen, mit
dem Ziel, die langfristige Erhaltung und nachhaltige Nutzung
der lebenden Meeresressourcen zu gewährleisten, und befür-
wortet in diesem Zusammenhang die Durchführung der inter-
nationalen Strategie der Ernährungs- und Landwirtschaftsor-
ganisation der Vereinten Nationen zur Verbesserung der In-
formationen über den Stand und die Tendenzen der Fang-
fischerei131 als Rahmen für die Verbesserung des Verständnis-
ses in Bezug auf den Stand und die Tendenzen der Fischerei; 

7. ermutigt die Staaten außerdem, den Vorsorgeansatz
und einen Ökosystem-Ansatz bei der Beschließung und
Durchführung von Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnah-
men anzuwenden, die sich unter anderem gegen Beifänge,
Verschmutzung und Überfischung richten und den Schutz be-
sonders bedrohter Lebensräume anstreben, und dabei die be-
stehenden Leitlinien der Ernährungs- und Landwirtschaftsor-
ganisation der Vereinten Nationen zu berücksichtigen; 

8. fordert die Staaten sowie die regionalen Organisatio-
nen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung
auf, die erforderlichen Daten über Fangmengen und Befi-
schung sowie fischereibezogene Informationen vollständig,
genau und fristgerecht zu erheben und gegebenenfalls der Er-
nährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Na-
tionen zu melden, namentlich Daten über gebietsübergreifen-
de Fischbestände und Bestände weit wandernder Fische inner-
und außerhalb der Gebiete nationaler Hoheitsbefugnisse,
Hochsee-Fischbestände sowie Beifänge und Rückwürfe, und,
sofern es daran mangelt, Verfahren zur Verbesserung der Da-
tenerhebung und der Berichterstattung durch die Mitglieder
der regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend
Fischereibewirtschaftung einzurichten, darunter regelmäßige
Überprüfungen der Einhaltung dieser Verpflichtungen durch
die Mitglieder, und bei Nichteinhaltung das betreffende Mit-
glied zu verpflichten, das Problem zu beheben, einschließlich
durch die Ausarbeitung von Aktionsplänen mit vorgegebenen
Fristen; 

9. bittet die Staaten und die regionalen Organisationen
und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung, bei
der Umsetzung und Weiterentwicklung des Systems zur Über-
wachung der Fischereiressourcen (FIRMS) mit der Ernäh-
rungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen zusammenzuarbeiten; 

10. fordert die Staaten, namentlich diejenigen, die im
Rahmen subregionaler oder regionaler Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung tätig
sind, nachdrücklich auf, den Internationalen Aktionsplan zur
Erhaltung und Bewirtschaftung von Haifischen voll durchzu-
führen, indem sie namentlich wissenschaftliche Daten über
Haifänge sammeln und Erhaltungs- und Bewirtschaftungs-
maßnahmen beschließen, insbesondere in den Zonen, in denen
der gezielte oder nicht gezielte Fang von Haien erhebliche
Auswirkungen auf sensible oder bedrohte Haibestände hat, um
die Erhaltung und Bewirtschaftung von Haifischen und ihre
langfristige nachhaltige Nutzung sicherzustellen, indem unter

136 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannes-
burg, South Africa, 26 August–4 September 2002 (United Nations publi-
cation, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 2,
Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/
conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf. 
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anderem der gezielte Haifischfang ausschließlich zur Gewin-
nung von Haifischflossen verboten wird und indem Maßnah-
men getroffen werden, um bei anderen Fischereitätigkeiten
Abfälle und Rückwürfe von gefangenen Haien auf ein Min-
destmaß zu reduzieren und die vollständige Nutzung der toten
Haie zu fördern; 

11. fordert die Staaten nachdrücklich auf, die Schranken
für den Handel mit Fischen und Fischereierzeugnissen, die mit
ihren Rechten und Verpflichtungen nach den Übereinkünften
im Rahmen der Welthandelsorganisation unvereinbar sind, in
Anbetracht der Bedeutung des Handels mit Fischen und Fi-
schereierzeugnissen, insbesondere für die Entwicklungslän-
der, aufzuheben;

12. fordert die Staaten und die zuständigen internationa-
len und nationalen Organisationen nachdrücklich auf, dafür zu
sorgen, dass Interessenträger der Kleinfischerei an der Ausar-
beitung entsprechender Politiken und Fischereibewirtschaf-
tungsstrategien mitwirken können, um die Bestandfähigkeit
der Kleinfischerei langfristig zu sichern, in Übereinstimmung
mit der Verpflichtung, die geeignete Erhaltung und Bewirt-
schaftung der Fischereiressourcen zu gewährleisten;

II
Durchführung des Übereinkommens von 1995 zur Durch-

führung der Bestimmungen des Seerechtsübereinkom-
mens der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982
über die Erhaltung und Bewirtschaftung von gebiets-
übergreifenden Fischbeständen und Beständen weit
wandernder Fische
13. fordert alle Staaten sowie die im Seerechtsüberein-

kommen und in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b des Durchfüh-
rungsübereinkommens genannten Rechtsträger auf, sofern sie
es nicht bereits getan haben, das Durchführungsübereinkom-
men zu ratifizieren beziehungsweise ihm beizutreten und in
der Zwischenzeit seine vorläufige Anwendung zu erwägen;

14. fordert die Vertragsstaaten des Durchführungsüber-
einkommens auf, mit Vorrang ihre innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften den Bestimmungen des Übereinkommens anzupas-
sen und sicherzustellen, dass diese in den regionalen Organi-
sationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirt-
schaftung, deren Mitglied sie sind, wirksam umgesetzt wer-
den;

15. betont, wie wichtig diejenigen Bestimmungen des
Durchführungsübereinkommens sind, die sich auf die bilate-
rale, regionale und subregionale Zusammenarbeit bei der
Durchsetzung beziehen, und fordert nachdrücklich zur Fort-
führung der diesbezüglichen Anstrengungen auf;

16. fordert alle Staaten auf, sicherzustellen, dass ihre
Schiffe die von den regionalen und subregionalen Organisa-
tionen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaf-
tung im Einklang mit den einschlägigen Bestimmungen des
Seerechtsübereinkommens und des Durchführungsüberein-
kommens beschlossenen Erhaltungs- und Bewirtschaftungs-
maßnahmen befolgen;

17. fordert die Vertragsstaaten des Durchführungsüber-
einkommens nachdrücklich auf, im Einklang mit Artikel 21

Absatz 4 allen Staaten, deren Schiffe auf Hoher See in dersel-
ben Region oder Subregion Fischfang betreiben, unmittelbar
oder über die entsprechende regionale oder subregionale Or-
ganisation oder Vereinbarung betreffend Fischereibewirt-
schaftung die Art der Legitimation mitzuteilen, die sie ihren
zum Anbordgehen und zur Kontrolle gemäß Artikel 21 und 22
des Übereinkommens ordnungsgemäß bevollmächtigten In-
spektoren ausgestellt haben;

18. fordert die Vertragsstaaten des Durchführungsüber-
einkommens außerdem nachdrücklich auf, im Einklang mit
Artikel 21 Absatz 4 eine geeignete Behörde für die Entgegen-
nahme von Mitteilungen nach Artikel 21 zu bezeichnen und
die Bezeichnung über die entsprechende subregionale oder re-
gionale Organisation oder Vereinbarung betreffend Fischerei-
bewirtschaftung in geeigneter Weise bekannt zu machen;

19. fordert die Staaten auf, einzeln und gegebenenfalls
im Rahmen der für Hochsee-Fischbestände zuständigen regio-
nalen und subregionalen Organisationen und Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung die erforderlichen Maß-
nahmen zu beschließen, um die langfristige Erhaltung, Bewirt-
schaftung und nachhaltige Nutzung dieser Bestände im Ein-
klang mit dem Seerechtsübereinkommen und entsprechend
den in dem Durchführungsübereinkommen enthaltenen allge-
meinen Grundsätzen zu gewährleisten;

20. bittet die Staaten, die internationalen Finanzinstitu-
tionen und die Organisationen des Systems der Vereinten Na-
tionen, gemäß Teil VII des Durchführungsübereinkommens
Hilfe zu gewähren, gegebenenfalls auch durch die Schaffung
spezieller Finanzmechanismen oder -instrumente, um den Ent-
wicklungsländern, insbesondere den am wenigsten entwickel-
ten Ländern und den kleinen Inselentwicklungsländern, dabei
behilflich zu sein, eigene Kapazitäten zur Nutzung von Fische-
reiressourcen zu entwickeln, namentlich durch den Aufbau ei-
ner Fischereiflotte unter der Flagge ihres Landes, eine wert-
schöpfende Weiterverarbeitung und die Ausweitung ihrer
wirtschaftlichen Grundlage in der Fischereiindustrie, in Über-
einstimmung mit der Verpflichtung, für eine ordnungsgemäße
Erhaltung und Bewirtschaftung der Fischereiressourcen zu
sorgen;

21. bittet die Staaten, den Entwicklungsländern dabei be-
hilflich zu sein, sich verstärkt an regionalen Organisationen
oder Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung zu
beteiligen, unter anderem durch die Erleichterung des Zugangs
zur Fischerei in Bezug auf gebietsübergreifende Fischbestän-
de und Bestände weit wandernder Fische im Einklang mit Ar-
tikel 25 Absatz 1 Buchstabe b des Durchführungsübereinkom-
mens, und dabei zu berücksichtigen, dass sichergestellt wer-
den muss, dass die betreffenden Entwicklungsländer und ihre
Staatsangehörigen aus diesem Zugang Nutzen ziehen können; 

22. stellt mit Befriedigung fest, dass der Hilfsfonds nach
Teil VII des Durchführungsübereinkommens seine Tätigkeit
aufgenommen hat und Anträge auf Hilfe von Entwicklungs-
ländern prüft, die Vertragsstaaten des Durchführungsüberein-
kommens sind, und legt den Staaten, zwischenstaatlichen Or-
ganisationen, internationalen Finanzinstitutionen, nationalen
Institutionen und nichtstaatlichen Organisationen sowie natür-
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lichen und juristischen Personen nahe, freiwillige finanzielle
Beiträge an den Fonds zu entrichten;

23. ersucht die Ernährungs- und Landwirtschaftsorgani-
sation der Vereinten Nationen und die Abteilung Meeresange-
legenheiten und Seerecht des Sekretariats-Bereichs Rechtsan-
gelegenheiten, die Verfügbarkeit von Hilfe, die über den Hilfs-
fonds gewährt wird, besser bekannt zu machen, die Auffassun-
gen der Entwicklungsländer, die Vertragsstaaten des Durch-
führungsübereinkommens sind, zu den Antrags- und Zutei-
lungsverfahren des Fonds einzuholen und erforderlichenfalls
Änderungen in Erwägung zu ziehen, um den Prozess zu ver-
bessern; 

24. legt den Staaten nahe, einzeln und gegebenenfalls
über die regionalen und subregionalen Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung die
Empfehlungen der Überprüfungskonferenz133 umzusetzen; 

25. verweist auf Ziffer 6 der Resolution 56/13 und er-
sucht den Generalsekretär, 2007 im Einklang mit der bisheri-
gen Praxis eine sechste informelle Konsultationsrunde der
Vertragsstaaten des Durchführungsübereinkommens einzube-
rufen, mit dem Ziel und Zweck, die nationale, regionale, sub-
regionale und globale Durchführung des Übereinkommens so-
wie erste Vorbereitungsschritte für die Wiederaufnahme der
vom Generalsekretär gemäß Artikel 36 des Übereinkommens
einberufenen Überprüfungskonferenz zu prüfen und geeignete
Empfehlungen an die Generalversammlung abzugeben;

26. ersucht den Generalsekretär, die Staaten und die im
Seerechtsübereinkommen und in Artikel 1 Absatz 2 Buch-
stabe b des Durchführungsübereinkommens genannten
Rechtsträger, die nicht Vertragsparteien des Durchführungs-
übereinkommens sind, sowie das Entwicklungsprogramm der
Vereinten Nationen, die Ernährungs- und Landwirtschaftsor-
ganisation der Vereinten Nationen und andere Sonderorgani-
sationen, die Kommission für Nachhaltige Entwicklung, die
Weltbank, die Globale Umweltfazilität und andere zuständige
internationale Finanzinstitutionen, die subregionalen und re-
gionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fi-
schereibewirtschaftung, andere Fischereiorgane, andere zu-
ständige zwischenstaatliche Organe sowie die in Betracht
kommenden nichtstaatlichen Organisationen einzuladen, im
Einklang mit der bisherigen Praxis der sechsten informellen
Konsultationsrunde der Vertragsstaaten des Durchführungs-
übereinkommens als Beobachter beizuwohnen;

27. ersucht die Ernährungs- und Landwirtschaftsorgani-
sation der Vereinten Nationen, Vereinbarungen mit den Staa-
ten über die Erhebung und Verbreitung von Daten über die Fi-
scherei auf Hoher See durch ihre Flagge führende Schiffe auf
subregionaler und regionaler Ebene einzuleiten, falls solche
Vereinbarungen noch nicht bestehen; 

28. ersucht die Ernährungs- und Landwirtschaftsorgani-
sation der Vereinten Nationen außerdem, ihre Datenbank der
globalen Fischereistatistiken zu überarbeiten und darin nach
Fangort aufgeschlüsselte Informationen über gebietsübergrei-
fende Fischbestände, Bestände weit wandernder Fische und
Hochsee-Fischbestände bereitzustellen; 

III
Verwandte Fischereiübereinkünfte

29. betont, wie wichtig die wirksame Durchführung des
Einhaltungsübereinkommens132 ist, und fordert nachdrücklich
weitere diesbezügliche Anstrengungen;

30. fordert alle Staaten und die anderen in Artikel X Ab-
satz 1 des Einhaltungsübereinkommens genannten Rechtsträ-
ger, die noch nicht Vertragspartei dieses Übereinkommens ge-
worden sind, auf, dies mit Vorrang zu tun und in der Zwischen-
zeit seine vorläufige Anwendung zu erwägen;

31. fordert die Staaten und die subregionalen und regio-
nalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fische-
reibewirtschaftung nachdrücklich auf, innerhalb ihres Zustän-
digkeitsbereichs den Verhaltenskodex anzuwenden und seine
Anwendung zu fördern;

32. legt den Staaten eindringlich nahe, mit Vorrang na-
tionale und gegebenenfalls regionale Aktionspläne zu erarbei-
ten und durchzuführen, um die internationalen Aktionspläne
der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Verein-
ten Nationen umzusetzen;

IV
Illegale, nicht gemeldete und unregulierte Fischerei
33. bringt erneut mit Nachdruck ihre ernsthafte Besorg-

nis darüber zum Ausdruck, dass die illegale, nicht gemeldete
und unregulierte Fischerei nach wie vor eine der größten Be-
drohungen für Meeresökosysteme darstellt und auch weiterhin
ernste und schwerwiegende Folgen für die Erhaltung und Be-
wirtschaftung der Meeresressourcen hat, und fordert die Staa-
ten erneut auf, allen bestehenden Verpflichtungen in vollem
Umfang nachzukommen und diese Art der Fischerei zu be-
kämpfen sowie dringend alle erforderlichen Schritte zur
Durchführung des Internationalen Aktionsplans der Ernäh-
rungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen zur Verhinderung, Abschreckung und Beseitigung der il-
legalen, nicht gemeldeten und unregulierten Fischerei zu un-
ternehmen;

34. fordert die Staaten nachdrücklich auf, eine wirksame
Kontrolle über ihre Staatsangehörigen, einschließlich wirt-
schaftlicher Eigentümer, und die ihre Flagge führenden Schif-
fe auszuüben, um sie daran zu hindern und davon abzuschrek-
ken, illegale, nicht gemeldete und unregulierte Fischerei zu be-
treiben oder zu unterstützen, und die gegenseitige Hilfelei-
stung zu erleichtern, um sicherzustellen, dass derartige Tätig-
keiten untersucht und angemessene Sanktionen verhängt wer-
den können; 

35. fordert die Staaten außerdem nachdrücklich auf,
wirksame Maßnahmen auf nationaler, regionaler und globaler
Ebene zu treffen, um alle Schiffe von Tätigkeiten einschließ-
lich der illegalen, nicht gemeldeten und unregulierten Fische-
rei abzuschrecken, die die von den regionalen und subregio-
nalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fische-
reibewirtschaftung im Einklang mit dem Völkerrecht be-
schlossenen Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen
untergraben; 
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36. fordert die Staaten auf, den ihre Flagge führenden
Schiffen nicht zu gestatten, auf Hoher See oder in Gebieten un-
ter nationalen Hoheitsbefugnissen anderer Staaten Fischfang
zu betreiben, es sei denn, die Schiffe haben eine ordnungsge-
mäße Genehmigung der Behörden des betreffenden Staates er-
halten und üben ihre Tätigkeit im Einklang mit den in der Ge-
nehmigung festgelegten Bedingungen aus, und fordert sie auf,
im Einklang mit den einschlägigen Bestimmungen des See-
rechtsübereinkommens, des Durchführungsübereinkommens
und des Einhaltungsübereinkommens konkrete Maßnahmen
zur Kontrolle der Fischereitätigkeit von Schiffen, die ihre
Flagge führen, zu ergreifen, einschließlich Maßnahmen, die
ihre Staatsangehörigen davon abhalten sollen, ihre Schiffe um-
zuflaggen;

37. bekräftigt, dass der internationale rechtliche Rahmen
für die zwischenstaatliche Zusammenarbeit, insbesondere auf
subregionaler und regionaler Ebene, bei der Bewirtschaftung
der Fischbestände und bei der Bekämpfung der illegalen, nicht
gemeldeten und unregulierten Fischerei bei Bedarf und in ei-
ner mit dem Völkerrecht vereinbaren Weise gestärkt werden
muss und dass die Staaten und die im Seerechtsübereinkom-
men und in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b des Durchfüh-
rungsübereinkommens genannten Rechtsträger gemeinsame
Anstrengungen unternehmen müssen, um gegen derartige Fi-
schereitätigkeiten vorzugehen, unter anderem durch die Erar-
beitung und Anwendung von Schiffsüberwachungssystemen
und die Auflistung von Schiffen, mit dem Ziel, illegale, nicht
gemeldete und unregulierte Fischereitätigkeiten zu verhin-
dern, und, wo dies angezeigt und mit dem Völkerrecht verein-
bar ist, durch den Einsatz von Handelsüberwachungssyste-
men, einschließlich zur Erfassung weltweiter Fangdaten, mit-
tels subregionaler und regionaler Organisationen und Verein-
barungen betreffend Fischereibewirtschaftung;

38. fordert die Staaten auf, alle mit dem Völkerrecht ver-
einbaren notwendigen Maßnahmen zur Verhinderung, Ab-
schreckung und Beseitigung illegaler, nicht gemeldeter und
unregulierter Fischereitätigkeiten zu treffen, so etwa mit den
innerstaatlichen Rechtsvorschriften übereinstimmende Maß-
nahmen, die den ihre Flagge führenden Schiffen die Versor-
gung von Schiffen verbieten, die illegale, nicht gemeldete und
unregulierte Fischereitätigkeiten ausüben, einschließlich der-
jenigen, die von den regionalen Organisationen oder Verein-
barungen betreffend Fischereibewirtschaftung aufgelistet
werden;

39. fordert die Staaten außerdem auf, außer in Fällen von
höherer Gewalt oder Seenot alle mit dem Völkerrecht verein-
baren notwendigen Maßnahmen zu treffen, einschließlich des
Verbots des Einlaufens von Schiffen in ihre Häfen mit an-
schließendem Bericht an den betreffenden Flaggenstaat, wenn
klare Beweise dafür vorliegen, dass diese Schiffe illegale,
nicht gemeldete und unregulierte Fischerei betrieben oder die-
se unterstützt haben, oder wenn sie die Auskunft darüber ver-
weigern, woher ihr Fang stammt oder nach welcher Genehmi-
gung der Fang erfolgte; 

40. fordert mit Nachdruck weitere internationale Maß-
nahmen zur Beseitigung illegaler, nicht gemeldeter und unre-
gulierter Fischerei durch „Billigflaggen“ führende Schiffe und

zur zwingenden Herstellung einer „echten Verbindung“ zwi-
schen Staaten und den ihre Flagge führenden Fischereifahr-
zeugen, und fordert die Staaten auf, die Erklärung von Rom
von 2005 über illegale, nicht gemeldete und unregulierte
Fischerei129 mit Vorrang umzusetzen; 

41. fordert die Staaten nachdrücklich auf, einzeln und
gemeinsam über die regionalen Organisationen und Vereinba-
rungen betreffend Fischereibewirtschaftung zusammenzuar-
beiten, um zu klären, welche Rolle der „echten Verbindung“
in Bezug auf die Pflicht der Staaten zukommt, eine wirksame
Kontrolle über die ihre Flagge führenden Fischereifahrzeuge
auszuüben, und geeignete Verfahren zu erarbeiten, um zu be-
urteilen, inwieweit die Staaten die in den einschlägigen inter-
nationalen Übereinkünften enthaltenen Verpflichtungen in
Bezug auf Fischereifahrzeuge, die ihre Flagge führen, erfüllen;

42. erkennt an, dass es verstärkter Hafenstaatkontrolle
bedarf, um die illegale, nicht gemeldete und unregulierte Fi-
scherei zu bekämpfen, und fordert die Staaten nachdrücklich
auf, in Zusammenarbeit, insbesondere auf regionaler Ebene
und über die subregionalen und regionalen Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung, alle mit
dem Völkerrecht vereinbaren notwendigen Hafenstaatmaß-
nahmen zu beschließen, unter Berücksichtigung von Arti-
kel 23 des Durchführungsübereinkommens, insbesondere die-
jenigen, die in den von der Ernährungs- und Landwirtschafts-
organisation der Vereinten Nationen im Jahr 2005 verabschie-
deten Musterleitlinien für Hafenstaatmaßnahmen zur Be-
kämpfung der illegalen, nicht gemeldeten und unregulierten
Fischerei genannt sind, und die Erarbeitung und Anwendung
von Mindestnormen auf regionaler Ebene zu fördern; 

43. legt den Staaten nahe, in der Ernährungs- und Land-
wirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen so bald wie
möglich einen Prozess einzuleiten, um gegebenenfalls eine ge-
eignete rechtsverbindliche Übereinkunft über Mindestnormen
für Hafenstaatmaßnahmen auf der Grundlage der Musterleit-
linien für Hafenstaatmaßnahmen zur Bekämpfung der illega-
len, nicht gemeldeten und unregulierten Fischerei und des In-
ternationalen Aktionsplans zur Verhinderung, Abschreckung
und Beseitigung der illegalen, nicht gemeldeten und unregu-
lierten Fischerei auszuarbeiten; 

44. legt den Flaggenstaaten und den Hafenstaaten nahe,
alles zu tun, um Daten über Anlandungen und Fangquoten wei-
terzugeben, und legt in diesem Zusammenhang den regionalen
Organisationen oder Vereinbarungen betreffend Fischereibe-
wirtschaftung nahe, zur Steigerung der Wirksamkeit der Fi-
schereibewirtschaftung die Einrichtung offener Datenbanken
zu erwägen, die solche Daten enthalten; 

45. fordert die Staaten auf, alle erforderlichen Maßnah-
men zu treffen, um sicherzustellen, dass die ihre Flagge füh-
renden Schiffe keine Umladungen von Fischen vornehmen,
die von Fischereifahrzeugen gefangen wurden, die illegale,
nicht gemeldete und unregulierte Fischerei betreiben; 

46. fordert die Staaten nachdrücklich auf, einzeln und
über regionale Organisationen und Vereinbarungen betreffend
Fischereibewirtschaftung und im Einklang mit dem Völker-
recht, einschließlich der in den Übereinkünften der Welthan-
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delsorganisation festgelegten Grundsätze, Rechte und Ver-
pflichtungen, international vereinbarte marktbezogene Maß-
nahmen zu beschließen und durchzuführen, wie im Internatio-
nalen Aktionsplan zur Verhinderung, Abschreckung und Be-
seitigung der illegalen, nicht gemeldeten und unregulierten Fi-
scherei gefordert;

V

Überwachung, Kontrolle und Aufsicht sowie 
Einhaltung und Durchsetzung

47. fordert die Staaten auf, im Einklang mit dem Völker-
recht einzeln und im Rahmen derjenigen regionalen Organi-
sationen oder Vereinbarungen betreffend Fischereibewirt-
schaftung, denen sie angehören, verstärkt umfassende Über-
wachungs-, Kontroll- und Aufsichtsmaßnahmen sowie Ein-
haltungs- und Durchsetzungsmechanismen anzuwenden be-
ziehungsweise dort, wo es sie nicht gibt, einzuleiten, um einen
geeigneten Rahmen zur Förderung der Einhaltung vereinbar-
ter Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen zu schaffen,
und fordert weiter mit Nachdruck eine stärkere Koordinierung
dieser Anstrengungen zwischen allen in Betracht kommenden
Staaten und regionalen Organisationen und Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung; 

48. ermutigt die zuständigen internationalen Organisa-
tionen, namentlich die Ernährungs- und Landwirtschaftsorga-
nisation der Vereinten Nationen und die subregionalen und re-
gionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fi-
schereibewirtschaftung, auch weiterhin Leitlinien für die Kon-
trolle der Flaggenstaaten über Fischereifahrzeuge zu erarbei-
ten; 

49. fordert die Staaten nachdrücklich auf, einzeln und
über die regionalen Organisationen und Vereinbarungen be-
treffend Fischereibewirtschaftung obligatorische Überwa-
chungs-, Kontroll- und Aufsichtssysteme für Fischereifahr-
zeuge einzurichten und insbesondere vorzuschreiben, dass alle
Fischereifahrzeuge auf Hoher See so bald wie praktisch mög-
lich und im Falle großer Fischereifahrzeuge spätestens im De-
zember 2008 mit Schiffsüberwachungssystemen ausgerüstet
werden, und Informationen über Durchsetzungsfragen in der
Fischerei auszutauschen; 

50. fordert die Staaten auf, einzeln und über die regiona-
len Organisationen oder Vereinbarungen betreffend Fischerei-
bewirtschaftung und in Übereinstimmung mit ihrem inner-
staatlichen Recht und dem Völkerrecht Positiv- oder Negativ-
listen von Schiffen zu erstellen beziehungsweise zu erweitern,
die von einer regionalen Organisation oder Vereinbarung be-
treffend Fischereibewirtschaftung erfasste Gebiete befischen,
um die Einhaltung der Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaß-
nahmen zu überprüfen und Erzeugnisse aus illegalen, nicht ge-
meldeten und unregulierten Fängen zu identifizieren, und er-
mutigt zur Verbesserung der Koordinierung zwischen allen
Parteien und den regionalen Organisationen und Vereinbarun-
gen betreffend Fischereibewirtschaftung beim Austausch und
bei der Nutzung dieser Informationen, unter Berücksichtigung
der in Artikel 25 des Durchführungsübereinkommens genann-
ten Formen der Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern; 

51. ersucht die Staaten und die zuständigen internationa-
len Organe, im Einklang mit dem Völkerrecht und unter Be-
rücksichtigung der besonderen Bedürfnisse der Entwicklungs-
länder und der in Artikel 25 des Durchführungsübereinkom-
mens genannten Formen der Zusammenarbeit mit den Ent-
wicklungsländern wirksamere Maßnahmen zur Rückverfol-
gung von Fischen und Fischereierzeugnissen auszuarbeiten,
damit die Einfuhrstaaten Fische oder Fischereierzeugnisse
identifizieren können, die auf eine Weise gefangen wurden,
die die in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht vereinbarten
internationalen Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnah-
men untergräbt, und gleichzeitig anzuerkennen, wie wichtig
der Marktzugang für Fische und Fischereierzeugnisse, die auf
eine mit diesen internationalen Maßnahmen übereinstimmen-
de Weise gefangen wurden, im Einklang mit den Bestimmun-
gen 11.2.4, 11.2.5 und 11.2.6 des Verhaltenskodexes ist;

52. legt den Staaten nahe, im Einklang mit dem Völker-
recht gemeinsame Aufsichts- und Durchsetzungsmaßnahmen
in die Wege zu leiten und durchzuführen, um die Bemühungen
zur Gewährleistung der Einhaltung der Erhaltungs- und Be-
wirtschaftungsmaßnahmen und zur Verhinderung und Ab-
schreckung der illegalen, nicht gemeldeten und unregulierten
Fischerei zu verstärken und zu verbessern;

53. fordert die Staaten nachdrücklich auf, einzeln und
über die regionalen Organisationen oder Vereinbarungen be-
treffend Fischereibewirtschaftung wirksame Maßnahmen zur
Regulierung von Umladungen, insbesondere auf See, zu erar-
beiten und zu beschließen, um unter anderem die Einhaltung
von Regelungen zu überwachen, Fischereidaten zu erheben
und zu überprüfen und im Einklang mit dem Völkerrecht ille-
gale, unregulierte und nicht gemeldete Fischereitätigkeiten zu
verhindern und zu unterbinden, und parallel dazu die Ernäh-
rungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen zu ermutigen und dabei zu unterstützen, die derzeitigen
Umladungspraktiken im Zusammenhang mit der Befischung
von gebietsübergreifenden Fischbeständen und Beständen
weit wandernder Fische zu untersuchen und zu diesem Zweck
einen Katalog von Leitlinien zu erstellen;

54. legt den Staaten nahe, dem bestehenden freiwilligen
Internationalen Netzwerk zur Überwachung, Kontrolle und
Aufsicht von Fischereitätigkeiten beizutreten und aktiv darin
mitzuarbeiten und, wenn angezeigt, zu erwägen, eine im Ein-
klang mit dem Völkerrecht stattfindende Umwandlung dieses
Netzwerks in eine mit eigenen Mitteln ausgestattete interna-
tionale Einrichtung, die den Mitgliedern des Netzwerks noch
besser behilflich sein kann, zu unterstützen, unter Berücksich-
tigung der in Artikel 25 des Durchführungsübereinkommens
genannten Formen der Zusammenarbeit mit den Entwick-
lungsländern; 

55. nimmt mit Befriedigung Kenntnis vom Abschluss der
ersten Globalen Schulungskonferenz über die Durchsetzung
von Fischereivorschriften, die vom 18. bis 22. Juli 2005 von
der Regierung Malaysias in Zusammenarbeit mit dem Über-
wachungs-, Kontroll- und Aufsichtsnetzwerk und dem Fish-
Code-Programm der Ernährungs- und Landwirtschaftsorgani-
sation der Vereinten Nationen in Kuala Lumpur ausgerichtet
wurde, und befürwortet eine breite Beteiligung an der zweiten
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Globalen Schulungskonferenz über die Durchsetzung von Fi-
schereivorschriften, die im August 2008 unter der gemeinsa-
men Trägerschaft des norwegischen Fischereidirektorats und
des Netzwerks in Trondheim (Norwegen) stattfinden wird; 

56. legt den Staaten nahe, an der Entwicklung eines um-
fassenden globalen Registers für Fischereifahrzeuge, ein-
schließlich Kühlschiffen und Versorgungsschiffen, im Rah-
men der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der
Vereinten Nationen mitzuarbeiten, das die vorhandenen Infor-
mationen über das wirtschaftliche Eigentum, vorbehaltlich der
Verpflichtung zur Wahrung der Vertraulichkeit nach inner-
staatlichem Recht, enthält, wie in der Erklärung von Rom von
2005 über illegale, nicht gemeldete und unregulierte Fischerei
gefordert; 

VI
Überkapazitäten in der Fischerei

57. fordert die Staaten auf, sich dazu zu verpflichten, die
Kapazität der Fischereiflotten der Welt dringend so weit ab-
zubauen, dass die Nachhaltigkeit der Fischbestände gewähr-
leistet ist, indem sie Zielgrößen und Pläne oder andere geeig-
nete Mechanismen für eine fortlaufende Kapazitätsbewertung
festlegen und dabei gleichzeitig jede die nachhaltige Bewirt-
schaftung von Fischbeständen untergrabende Übertragung
von Fangkapazitäten auf andere Fischereien oder Fanggebiete,
so unter anderem auf diejenigen Gebiete, in denen Überfi-
schung stattfindet oder die Fischbestände erschöpft sind, ver-
hindern, und in diesem Zusammenhang die legitimen Rechte
der Entwicklungsländer anerkennen, ihre Befischung von ge-
bietsübergreifenden Fischbeständen und Beständen weit wan-
dernder Fische in Übereinstimmung mit Artikel 25 des Durch-
führungsübereinkommens, Artikel 5 des Verhaltenskodexes
und Ziffer 10 des Internationalen Aktionsplans für die Steue-
rung der Fangkapazitäten auszubauen; 

58. fordert die Staaten nachdrücklich auf, Subventionen
abzuschaffen, die zu illegaler, nicht gemeldeter und unregu-
lierter Fischerei und zu Überkapazitäten beitragen, und gleich-
zeitig die von der Welthandelsorganisation im Einklang mit
der Erklärung von Doha137 unternommenen Anstrengungen
zur Klarstellung und Verbesserung ihrer Disziplinen betref-
fend Fischereisubventionen zu Ende zu führen, unter Berück-
sichtigung der Bedeutung dieses Sektors, namentlich der
Kleinfischerei, der handwerklichen Fischerei und der Aqua-
kultur, für die Entwicklungsländer;

VII
Fischfang mit großen pelagischen Treibnetzen

59. bekräftigt die Bedeutung, die sie der weiteren Befol-
gung ihrer Resolution 46/215 und anderer späterer Resolutio-
nen über Fischfang mit großen pelagischen Treibnetzen bei-
misst, und fordert die Staaten und die im Seerechtsüberein-
kommen sowie in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b des Durch-
führungsübereinkommens genannten Rechtsträger nach-

drücklich auf, die in den genannten Resolutionen empfohlenen
Maßnahmen voll durchzusetzen;

VIII

Beifänge und Rückwürfe in der Fischerei

60. fordert die Staaten, die regionalen und subregionalen
Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibe-
wirtschaftung und die anderen zuständigen internationalen Or-
ganisationen nachdrücklich auf, sofern sie es noch nicht getan
haben, im Einklang mit dem Völkerrecht und den einschlägi-
gen internationalen Übereinkünften, einschließlich des Ver-
haltenskodexes, Maßnahmen zur Verringerung oder Beseiti-
gung von Beifängen, Fang durch verloren gegangene oder auf-
gegebene Fanggeräte, Fischrückwürfen und Verlusten nach
dem Fang, namentlich bei Jungfischen, zu ergreifen und ins-
besondere zu erwägen, Maßnahmen zu ergreifen, die gegebe-
nenfalls technische Maßnahmen in Bezug auf Fischgröße, Ma-
schengröße oder Geräte, Rückwürfe, Schonzeiten und -berei-
che sowie Gebiete, die bestimmten Fischereitätigkeiten, ins-
besondere der handwerklichen Fischerei, vorbehalten sind,
umfassen, Mechanismen zur Weitergabe von Informationen
über Gebiete mit einer hohen Konzentration von Jungfischen
zu schaffen, unter Berücksichtigung dessen, dass es geboten
ist, die Vertraulichkeit dieser Informationen zu wahren, sowie
Studien und Forschungsarbeiten mit dem Ziel der Verringe-
rung oder Beseitigung der Beifänge von Jungfischen zu unter-
stützen;

61. legt den Staaten und den im Seerechtsübereinkom-
men und in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b des Durchfüh-
rungsübereinkommens genannten Rechtsträgern nahe, gege-
benenfalls die Mitwirkung in regionalen und subregionalen
Übereinkünften und Organisationen zu erwägen, die den Auf-
trag haben, bei der Fangtätigkeit als Beifänge mitgefangene,
nicht befischte Fischarten zu erhalten;

62. ersucht die Staaten und die regionalen Organisatio-
nen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung,
die in den Leitlinien der Ernährungs- und Landwirtschaftsor-
ganisation der Vereinten Nationen zur Verringerung der Sterb-
lichkeit von Meeresschildkröten138 und ihrem Internationalen
Aktionsplan zur Verringerung der Beifänge von Seevögeln bei
der Langleinenfischerei empfohlenen Maßnahmen, soweit an-
gezeigt, dringend durchzuführen, um den Rückgang der Mee-
resschildkröten- und Seevogelpopulationen zu verhindern, in-
dem sie bei ihren Fischereitätigkeiten Beifänge verringern und
die Überlebenschancen freigelassener Tiere erhöhen, nament-
lich durch die Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet al-
ternativer Fanggeräte und Köder, die Förderung des Einsatzes
der bestehenden Technologien zur Beifangreduzierung sowie
die Förderung und Verstärkung von Datenerhebungsprogram-
men mit dem Ziel, standardisierte Informationen für die zu-
verlässige Schätzung der Beifänge dieser Arten zu gewinnen;

137 World Trade Organization, Dokument WT/MIN(01)/DEC/1. Verfüg-
bar unter http://docsonline.wto.org. 

138 Food and Agriculture Organization of the United Nations, Report of the
Technical Consultation on Sea Turtles Conservation and Fisheries,
Bangkok, Thailand, 29 November–2 December 2004, FAO Fisheries Re-
port No. 765 (FIRM/R765(En)), Anhang E.
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IX
Subregionale und regionale Zusammenarbeit

63. fordert die Küstenstaaten und die Staaten, die Hoch-
seefischerei betreiben, nachdrücklich auf, sich in Überein-
stimmung mit dem Seerechtsübereinkommen und dem Durch-
führungsübereinkommen um eine Zusammenarbeit in Bezug
auf gebietsübergreifende Fischbestände und Bestände weit
wandernder Fische zu bemühen, entweder unmittelbar oder
über geeignete subregionale oder regionale Organisationen
oder Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung,
um die wirksame Erhaltung und Bewirtschaftung dieser Be-
stände sicherzustellen;

64. legt den Staaten, die gebietsübergreifende Fischbe-
stände und Bestände weit wandernder Fische auf Hoher See
befischen, sowie den betreffenden Küstenstaaten eindringlich
nahe, dort, wo eine subregionale oder regionale Organisation
oder Vereinbarung betreffend Fischereibewirtschaftung be-
fugt ist, Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen für sol-
che Bestände zu treffen, ihre Pflicht zur Zusammenarbeit zu
erfüllen, indem sie Mitglied der Organisation werden, sich an
der Vereinbarung beteiligen oder der Anwendung der im Rah-
men dieser Organisation oder Vereinbarung festgelegten Er-
haltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen zustimmen, oder
auf andere Weise sicherzustellen, dass kein ihre Flagge füh-
rendes Schiff die Genehmigung erhält, auf Fischereiressour-
cen zuzugreifen, die in den Zuständigkeitsbereich regionaler
Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibe-
wirtschaftung fallen oder auf die von solchen Organisationen
oder Vereinbarungen festgelegte Erhaltungs- und Bewirt-
schaftungsmaßnahmen angewandt werden;

65. bittet in dieser Hinsicht die subregionalen und regio-
nalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fische-
reibewirtschaftung, dafür zu sorgen, dass alle Staaten, die ein
tatsächliches Interesse an der betreffenden Fischerei haben, im
Einklang mit dem Seerechtsübereinkommen und dem Durch-
führungsübereinkommen Mitglied solcher Organisationen
werden beziehungsweise sich an solchen Vereinbarungen be-
teiligen können;

66. legt den betreffenden Küstenstaaten und Staaten, die
gebietsübergreifende Fischbestände oder Bestände weit wan-
dernder Fische auf Hoher See befischen, nahe, falls keine sub-
regionale oder regionale Organisation oder Vereinbarung be-
treffend Fischereibewirtschaftung zur Festlegung von Erhal-
tungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen für diese Bestände
vorhanden ist, zusammenzuarbeiten, um eine solche Organi-
sation zu schaffen oder sonstige geeignete Vereinbarungen
einzugehen, um die Erhaltung und Bewirtschaftung dieser Be-
stände sicherzustellen, und sich an der Arbeit der Organisation
oder der Vereinbarung zu beteiligen;

67. begrüßt die von der Organisation für Fischerei im
Südostatlantik auf ihrer dritten Jahrestagung am 4. Oktober
2006 in Windhuk beschlossenen Erhaltungsmaßnahmen, ein-
schließlich eines einstweiligen Verbots von Fischereitätigkei-
ten in zehn Meeresgebieten mit ausgeprägten Tiefseebergen,
und legt allen Unterzeichnerstaaten des Übereinkommens
über die Erhaltung und Bewirtschaftung der Fischereiressour-
cen im Südostatlantik und den anderen Staaten, deren Schiffe

im Gebiet des Übereinkommens Fischereiressourcen befi-
schen, die von dem Übereinkommen erfasst werden, eindring-
lich nahe, mit Vorrang Vertragsparteien dieses Übereinkom-
mens zu werden und in der Zwischenzeit sicherzustellen, dass
die ihre Flagge führenden Schiffe die beschlossenen Maßnah-
men vollständig befolgen; 

68. begrüßt außerdem das am 7. Juli 2006 in Rom ver-
abschiedete Übereinkommen über die Fischerei im südlichen
Indischen Ozean, legt den Unterzeichnerstaaten und den Staa-
ten, die ein tatsächliches Interesse haben, nahe, Vertragspar-
teien dieses Übereinkommens zu werden, und fordert diese
Staaten nachdrücklich auf, bis zu seinem Inkrafttreten einst-
weilige Maßnahmen zu vereinbaren und durchzuführen, die
die Erhaltung und Bewirtschaftung der Fischereiressourcen
und ihrer Meeresökosysteme und -lebensräume in dem Gebiet,
auf das dieses Übereinkommen Anwendung findet, sicherstel-
len; 

69. begrüßt ferner die Aufnahme von Verhandlungen zur
Schaffung regionaler und subregionaler Organisationen oder
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung in meh-
reren Fischereigebieten, insbesondere im Südpazifik und im
Nordwestpazifik, und die dabei erzielten Fortschritte, ermutigt
die Staaten, die ein tatsächliches Interesse haben, zur Teilnah-
me an diesen Verhandlungen, legt den Teilnehmern eindring-
lich nahe, diese Verhandlungen zu beschleunigen und die Be-
stimmungen des Seerechtsübereinkommens und des Durch-
führungsübereinkommens auf ihre Arbeit anzuwenden, und
legt den Teilnehmern ferner eindringlich nahe, bis zur Schaf-
fung solcher regionaler und subregionaler Organisationen
oder Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung
einstweilige Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen zu
vereinbaren und durchzuführen; 

70. fordert die regionalen Organisationen und Vereinba-
rungen betreffend Fischereibewirtschaftung nachdrücklich
auf, im Einklang mit dem Völkerrecht ihre Anstrengungen zur
Stärkung und Modernisierung ihrer Mandate und der von die-
sen Organisationen oder Vereinbarungen beschlossenen Maß-
nahmen mit Vorrang fortzusetzen und moderne Ansätze der
Fischereibewirtschaftung entsprechend dem Durchführungs-
übereinkommen und anderen einschlägigen internationalen
Übereinkünften zu verwirklichen, indem sie sich auf die be-
sten verfügbaren wissenschaftlichen Informationen stützen,
den Vorsorgeansatz anwenden und in die Fischereibewirt-
schaftung einen Ökosystem-Ansatz sowie Erwägungen der
biologischen Vielfalt einbeziehen, sofern diesbezüglich noch
Lücken bestehen, um sicherzustellen, dass sie einen wirksa-
men Beitrag zur langfristigen Erhaltung und Bewirtschaftung
und zur nachhaltigen Nutzung der lebenden Meeresressourcen
leisten; 

71. fordert die Staaten nachdrücklich auf, die Zusam-
menarbeit zwischen den bestehenden und den sich entwickeln-
den regionalen Organisationen und Vereinbarungen betref-
fend Fischereibewirtschaftung, an denen sie sich beteiligen, zu
stärken und auszuweiten, namentlich durch verbesserte Kom-
munikation und weitere Koordinierung der Maßnahmen, und
befürwortet in diesem Zusammenhang eine breite Beteiligung
an der gemeinsamen Tagung regionaler Organisationen und
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Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung über
Thunfisch, die die Regierung Japans 2007 ausrichten wird, und
legt den Mitgliedern anderer bestehender regionaler Organi-
sationen oder Vereinbarungen betreffend Fischereibewirt-
schaftung sowie den an der Schaffung neuer derartiger Orga-
nisationen oder Vereinbarungen Beteiligten nahe, ähnliche
Konsultationen zu führen; 

72. legt den regionalen Organisationen und Vereinbarun-
gen betreffend Fischereibewirtschaftung eindringlich nahe,
die Transparenz zu verbessern und dafür zu sorgen, dass ihre
Entscheidungsprozesse fair und transparent sind, auf den be-
sten verfügbaren wissenschaftlichen Informationen beruhen,
den Vorsorgeansatz und Ökosystem-Ansätze einbeziehen, die
Teilnehmerrechte regeln, unter anderem durch die Ausarbei-
tung transparenter Kriterien für die Zuteilung von Fangmög-
lichkeiten, wobei die einschlägigen Bestimmungen des Durch-
führungsübereinkommens entsprechend berücksichtigt wer-
den und unter anderem dem Status der betreffenden Bestände
und den jeweiligen Interessen an der Fischerei gebührend
Rechnung getragen wird, und die Integration, Koordinierung
und Zusammenarbeit mit anderen zuständigen Fischereiorga-
nisationen, Regionalmeervereinbarungen und anderen zustän-
digen internationalen Organisationen stärken;

73. fordert die Staaten nachdrücklich auf, im Rahmen ih-
rer Beteiligung an regionalen Organisationen und Vereinba-
rungen betreffend Fischereibewirtschaftung vordringlich Lei-
stungsüberprüfungen dieser Organisationen und Vereinbarun-
gen durchzuführen, entweder auf Initiative der Organisation
oder Vereinbarung selbst oder mit externen Partnern, nament-
lich in Zusammenarbeit mit der Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen, unter Anwen-
dung transparenter Kriterien auf der Grundlage der Bestim-
mungen des Durchführungsübereinkommens und anderer ein-
schlägiger Übereinkünfte, einschließlich der bewährten Prak-
tiken der regionalen Organisationen oder Vereinbarungen be-
treffend Fischereibewirtschaftung, befürwortet ferner, dass
diese Leistungsüberprüfungen teilweise in Form einer unab-
hängigen Evaluierung durchgeführt und ihre Ergebnisse ver-
öffentlicht werden, und stellt fest, dass die Kommission für die
Fischerei im Nordostatlantik bereits eine Leistungsüberprü-
fung durchgeführt hat; 

74. fordert die Staaten außerdem nachdrücklich auf, an
der Erarbeitung von Praxisleitlinien für regionale Organisatio-
nen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung
mitzuwirken und diese Leitlinien in den Organisationen und
Vereinbarungen, an denen sie sich beteiligen, so weit wie mög-
lich anzuwenden; 

75. ermutigt zur Erarbeitung regionaler Leitlinien, auf
die die Staaten bei Nichteinhaltung zurückgreifen können, um
gegen ihre Flagge führende Schiffe und ihre Staatsangehöri-
gen im Einklang mit dem innerstaatlichen Recht anzuwenden-
de Sanktionen zu verhängen, die angemessen streng sind, um
die Einhaltung wirksam sicherzustellen, von weiteren Verstö-
ßen abzuschrecken und den Tätern die Früchte ihrer illegalen
Aktivitäten zu entziehen, und die sie für die Evaluierung ihrer
Sanktionssysteme nutzen können, um zu gewährleisten, dass

diese die Einhaltung wirksam sicherstellen und von Verstößen
abschrecken; 

X
Verantwortungsvolle Fischerei im Meeresökosystem
76. legt den Staaten nahe, bis 2010 den Ökosystem-An-

satz zur Anwendung zu bringen, nimmt Kenntnis von der Er-
klärung von Reykjavik über verantwortungsvolle Fischerei im
Meeresökosystem139 und von dem Beschluss VII/11140 und den
anderen einschlägigen Beschlüssen der Konferenz der Ver-
tragsparteien des Übereinkommens über die biologische Viel-
falt, nimmt Kenntnis von der Arbeit der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen im Zu-
sammenhang mit Leitlinien für die Anwendung des Ökosy-
stem-Ansatzes auf die Fischereibewirtschaftung und stellt au-
ßerdem fest, wie wichtig die einschlägigen Bestimmungen des
Durchführungsübereinkommens und des Verhaltenskodexes
für diesen Ansatz sind;

77. legt den Staaten außerdem nahe, einzeln oder über re-
gionale Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fi-
schereibewirtschaftung und andere zuständige internationale
Organisationen darauf hinzuwirken, dass die Erhebung von Fi-
scherei- und anderen Ökosystemdaten auf koordinierte und in-
tegrierte Weise erfolgt, die bei Bedarf die Einbindung in glo-
bale Beobachtungsinitiativen erleichtert;

78. legt den Staaten ferner nahe, die wissenschaftliche
Forschung im Einklang mit den völkerrechtlichen Bestim-
mungen betreffend das Meeresökosystem zu verstärken;

79. fordert die Staaten, die Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen und andere Son-
derorganisationen der Vereinten Nationen, bei Bedarf die sub-
regionalen und regionalen Organisationen und Vereinbarun-
gen betreffend Fischereibewirtschaftung sowie die sonstigen
in Betracht kommenden zwischenstaatlichen Organe auf, bei
der Herbeiführung einer nachhaltigen Aquakultur zusammen-
zuarbeiten, namentlich indem sie Informationen austauschen,
gleichwertige Normen zu Fragen wie etwa der Gesundheit von
Wassertieren und der menschlichen Gesundheit und Sicher-
heit erarbeiten, die möglichen positiven und negativen Aus-
wirkungen der Aquakultur, einschließlich der sozioökonomi-
schen, auf die Meeres- und Küstenumwelt, einschließlich der
biologischen Vielfalt, bewerten und geeignete Methoden und
Verfahren beschließen, um die nachteiligen Auswirkungen ab-
zumildern beziehungsweise auf ein Mindestmaß zu beschrän-
ken;

80. fordert die Staaten auf, in Anbetracht der enormen
Bedeutung und des enormen Wertes der Tiefseeökosysteme
und ihrer biologischen Vielfalt umgehend einzeln und über die
regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fi-
schereibewirtschaftung und entsprechend dem Vorsorgean-
satz und den Ökosystem-Ansätzen Maßnahmen zur nachhal-
tigen Bewirtschaftung der Fischbestände und zum Schutz

139 E/CN.17/2002/PC.2/3, Anhang. 
140 Siehe UNEP/CBD/COP/7/21, Anhang. 
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empfindlicher Meeresökosysteme, einschließlich Tiefseeber-
gen, hydrothermaler Schlote und Kaltwasserkorallen, vor de-
struktiven Fischfangpraktiken zu ergreifen; 

81. bekräftigt die Bedeutung, die sie den Ziffern 66 bis
69 ihrer Resolution 59/25 betreffend die Auswirkungen der Fi-
scherei auf empfindliche Meeresökosysteme beimisst;

82. begrüßt die wichtigen Fortschritte, die die Staaten
und die für die Regulierung der Bodenfischerei zuständigen re-
gionalen Organisationen oder Vereinbarungen betreffend Fi-
schereibewirtschaftung bei der Umsetzung der Ziffern 66 bis
69 ihrer Resolution 59/25 erzielt haben, um den Auswirkungen
der Fischerei auf empfindliche Meeresökosysteme zu begeg-
nen, so auch durch die Aufnahme von Verhandlungen über die
Schaffung neuer regionaler Organisationen oder Vereinbarun-
gen betreffend Fischereibewirtschaftung, ist sich jedoch auf
Grund der in Ziffer 71 der genannten Resolution geforderten
Überprüfung der dringenden Notwendigkeit weiterer Maß-
nahmen bewusst;

83. fordert die für die Regulierung der Bodenfischerei
zuständigen regionalen Organisationen oder Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung auf, im Einklang mit dem
Vorsorgeansatz, den Ökosystem-Ansätzen und dem Völker-
recht für ihre jeweiligen Regulierungsgebiete mit Vorrang, je-
doch spätestens bis zum 31. Dezember 2008, Maßnahmen zu
beschließen und durchzuführen, 

a) um auf der Grundlage der besten verfügbaren wissen-
schaftlichen Informationen festzustellen, ob individuelle Bo-
denfischereitätigkeiten erhebliche nachteilige Auswirkungen
auf empfindliche Meeresökosysteme haben könnten und,
wenn ja, dafür zu sorgen, dass solche Tätigkeiten dergestalt re-
guliert werden, dass sie keine derartigen Auswirkungen haben,
oder dass sie untersagt werden;

b) um empfindliche Meeresökosysteme zu ermitteln
und festzustellen, ob Bodenfischereitätigkeiten erhebliche
nachteilige Auswirkungen auf solche Ökosysteme und die
langfristige Nachhaltigkeit der Tiefseefischbestände haben
könnten, unter anderem durch die Verbesserung der wissen-
schaftlichen Forschung und der Erhebung und Weitergabe von
Daten sowie durch neue und der Erforschung dienende Fische-
rei;

c) um Gebiete, in denen das Vorhandensein empfindli-
cher Meeresökosysteme, einschließlich Tiefseebergen, hydro-
thermaler Schlote und Kaltwasserkorallen, bekannt oder nach
den besten verfügbaren wissenschaftlichen Informationen
wahrscheinlich ist, für die Bodenfischerei zu sperren und si-
cherzustellen, dass solche Tätigkeiten eingestellt werden, falls
keine Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen getroffen
wurden, um erhebliche nachteilige Auswirkungen auf emp-
findliche Meeresökosysteme zu verhindern; 

d) um die Mitglieder der regionalen Organisationen
oder Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung da-
zu zu verpflichten, den ihre Flagge führenden Schiffen vorzu-
schreiben, die Bodenfischerei in Gebieten, in denen sie im
Verlauf der Fangtätigkeit empfindliche Meeresökosysteme
antreffen, einzustellen und das Vorhandensein solcher Ökosy-

steme zu melden, damit für den betreffenden Standort geeig-
nete Maßnahmen beschlossen werden können; 

84. fordert die für die Regulierung der Bodenfischerei
zuständigen regionalen Organisationen oder Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung außerdem auf, die nach
Ziffer 83 dieser Resolution beschlossenen Maßnahmen öffent-
lich bekannt zu machen; 

85. fordert die Staaten, die an Verhandlungen über die
Schaffung von für die Regulierung der Bodenfischerei zustän-
digen regionalen Organisationen oder Vereinbarungen betref-
fend Fischereibewirtschaftung teilnehmen, auf, diese Ver-
handlungen zu beschleunigen und spätestens bis zum 31. De-
zember 2007 einstweilige Maßnahmen im Einklang mit Zif-
fer 83 dieser Resolution zu beschließen und durchzuführen
und diese Maßnahmen öffentlich bekannt zu machen; 

86. fordert die Flaggenstaaten auf, entweder mutatis mu-
tandis Maßnahmen im Einklang mit Ziffer 83 dieser Resolu-
tion zu beschließen und durchzuführen oder den ihre Flagge
führenden Fischereifahrzeugen die Bodenfischerei in Gebie-
ten außerhalb des nationalen Hoheitsbereichs, die von keiner
für die Regulierung dieser Fischerei zuständigen regionalen
Organisation oder Vereinbarung betreffend Fischereibewirt-
schaftung beziehungsweise keinen einstweiligen Maßnahmen
im Einklang mit Ziffer 85 dieser Resolution erfasst werden,
nicht mehr zu genehmigen, bis solche Maßnahmen im Ein-
klang mit Ziffer 83 beziehungsweise 85 dieser Resolution ge-
troffen wurden; 

87. fordert ferner die Staaten auf, über die Ernährungs-
und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen ein
Verzeichnis der ihre Flagge führenden Schiffe, die zur Boden-
fischerei in Gebieten außerhalb des nationalen Hoheitsbe-
reichs befugt sind, und die von ihnen nach Ziffer 86 dieser Re-
solution beschlossenen Maßnahmen öffentlich bekannt zu ma-
chen;

88. hebt die entscheidende Rolle hervor, die der Ernäh-
rungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen bei der fachlichen Beratung, der Unterstützung der Ent-
wicklung der internationalen Fischereipolitik und der Erarbei-
tung von Bewirtschaftungsnormen sowie der Sammlung und
Verbreitung von Informationen über Fischereifragen, ein-
schließlich des Schutzes empfindlicher Meeresökosysteme
vor den Auswirkungen der Fischerei, zukommt;

89. würdigt die Ernährungs- und Landwirtschaftsorgani-
sation der Vereinten Nationen für ihre Arbeit auf dem Gebiet
der Bewirtschaftung der Tiefseefischerei auf Hoher See, ein-
schließlich der Expertenanhörung vom 21. bis 23. November
2006 in Bangkok, und bittet die Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen ferner, auf der
nächsten Tagung ihres Fischereiausschusses einen Zeitplan
für die auf dem Gebiet der Bewirtschaftung der Tiefseefische-
rei auf Hoher See durchzuführenden Arbeiten festzulegen,
darunter die verstärkte Erhebung und Verbreitung von Daten,
die Förderung des Informationsaustauschs und die Vertiefung
des Wissens über Tiefseefischereitätigkeiten, beispielsweise
durch die Einberufung einer Tagung der Staaten, die diese Art
von Fischfang betreiben, die Ausarbeitung von Normen und
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Kriterien, die die Staaten und die regionalen Organisationen
oder Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung zur
Ermittlung empfindlicher Meeresökosysteme und der Auswir-
kungen der Fischerei auf solche Ökosysteme heranziehen kön-
nen, und die Festlegung von Normen für die Bewirtschaftung
der Tiefseefischerei, etwa durch die Ausarbeitung eines inter-
nationalen Aktionsplans; 

90. bittet die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisa-
tion der Vereinten Nationen, die Schaffung einer globalen Da-
tenbank mit Informationen über empfindliche Meeresökosy-
steme in Gebieten außerhalb des nationalen Hoheitsbereichs
zu erwägen, die den Staaten bei der Bewertung der Auswir-
kungen der Bodenfischerei auf empfindliche Meeresökosyste-
me helfen soll, und bittet die Staaten und die regionalen Orga-
nisationen oder Vereinbarungen betreffend Fischereibewirt-
schaftung, für eine solche Datenbank Informationen über alle
im Einklang mit Ziffer 83 dieser Resolution ermittelten emp-
findlichen Meeresökosysteme bereitzustellen;

91. ersucht den Generalsekretär, in Zusammenarbeit mit
der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Verein-
ten Nationen in seinen der Generalversammlung auf ihrer
vierundsechzigsten Tagung vorzulegenden Bericht über die
Fischerei einen Abschnitt über die Maßnahmen aufzunehmen,
die die Staaten und die regionalen Organisationen und Verein-
barungen betreffend Fischereibewirtschaftung zur Durchfüh-
rung der Ziffern 83 bis 90 dieser Resolution unternommen ha-
ben, und beschließt, auf der genannten Tagung im Jahr 2009
eine weitere Überprüfung dieser Maßnahmen durchzuführen,
mit dem Ziel, bei Bedarf weitere Empfehlungen abzugeben;

92. ermutigt zu schnelleren Fortschritten bei der Aufstel-
lung von Kriterien für die Ziele und die Bewirtschaftung von
Meeresschutzgebieten für Fischereizwecke und begrüßt in
dieser Hinsicht den Vorschlag der Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen, im Einklang mit
dem Seerechtsübereinkommen stehende technische Leitlinien
für die Festlegung, Ausweisung und Erprobung von Meeres-
schutzgebieten für diese Zwecke auszuarbeiten, und fordert
nachdrücklich zur Koordinierung und Zusammenarbeit zwi-
schen allen zuständigen internationalen Organisationen und
Organen auf;

93. stellt fest, dass die zweite Zwischenstaatliche Über-
prüfungstagung des Weltaktionsprogramms zum Schutz der
Meeresumwelt gegen vom Lande ausgehende Tätigkeiten
vom 16. bis 20. Oktober 2006 in Beijing stattfand, und fordert
alle Staaten nachdrücklich auf, das Weltaktionsprogramm
durchzuführen und beschleunigt Maßnahmen zum Schutz des
Meeresökosystems, samt Fischbeständen, vor Verschmutzung
und physischer Schädigung zu ergreifen;

94. bekräftigt die Bedeutung, die sie den Ziffern 77 bis 81
ihrer Resolution 60/31 beimisst, in denen das Problem des ver-
loren gegangenen, aufgegebenen oder zurückgelassenen
Fanggeräts und des damit verbundenen Meeresmülls sowie die
nachteiligen Auswirkungen von Meeresmüll und unbrauchba-
rem Fanggerät unter anderem auf die Fischbestände, die Mee-
reslebensräume und andere Meeresarten behandelt wurden,
und fordert die Staaten und die regionalen Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung mit

Nachdruck zu rascheren Fortschritten bei der Durchführung
der genannten Ziffern auf; 

95. legt dem Fischereiausschuss der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen weiter-
hin nahe, das Problem unbrauchbaren Fanggeräts und des da-
mit verbundenen Meeresmülls, insbesondere die Umsetzung
der einschlägigen Bestimmungen des Verhaltenskodexes, auf
seiner nächsten Tagung im Jahr 2007 zu behandeln;

XI
Kapazitätsaufbau

96. erklärt erneut, wie entscheidend wichtig es ist, dass
die Staaten unmittelbar oder gegebenenfalls über die zustän-
digen regionalen und subregionalen Organisationen sowie an-
dere internationale Organisationen, einschließlich im Rahmen
des FishCode-Programms der Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen, zusammenarbei-
ten, um die Entwicklungsländer unter anderem durch die Ge-
währung finanzieller und/oder technischer Hilfe im Einklang
mit dem Durchführungsübereinkommen, dem Einhaltungs-
übereinkommen, dem Verhaltenskodex, dem Internationalen
Aktionsplan zur Verhinderung, Abschreckung und Beseiti-
gung der illegalen, nicht gemeldeten und unregulierten Fische-
rei, dem Internationalen Aktionsplan zur Erhaltung und Be-
wirtschaftung von Haifischen, dem Internationalen Aktions-
plan für die Steuerung der Fangkapazitäten, dem Internationa-
le Aktionsplan zur Verringerung der Beifänge von Seevögeln
bei der Langleinenfischerei und den Leitlinien der Ernäh-
rungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen zur Verringerung der Sterblichkeit von Meeresschildkrö-
ten in der Fischerei besser in die Lage zu versetzen, die in die-
ser Resolution geforderten Ziele und Maßnahmen zu verwirk-
lichen;

97. begrüßt die Tätigkeit der Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen bei der Ausarbei-
tung von Leitlinien für die erforderlichen Strategien und Maß-
nahmen zur Schaffung eines förderlichen Umfelds für die
Kleinfischerei, namentlich die Ausarbeitung eines Verhaltens-
kodexes und von Leitlinien für die Erhöhung des Beitrags der
Kleinfischerei zur Armutsminderung und zur Ernährungssi-
cherung, die angemessene Bestimmungen betreffend finanzi-
elle Maßnahmen und Kapazitätsaufbau, namentlich Techno-
logietransfer, enthalten, und ermutigt zur Durchführung von
Studien über die Schaffung möglicher alternativer Existenz-
grundlagen für Küstengemeinschaften;

98. ermutigt die Staaten, die internationalen Finanzinsti-
tutionen und die zuständigen zwischenstaatlichen Organisa-
tionen und Organe, den Kapazitätsaufbau und die technische
Hilfe für Fischer, insbesondere Kleinfischer, in den Entwick-
lungsländern, vor allem in den kleinen Inselentwicklungslän-
dern, in Übereinstimmung mit dem Grundsatz der ökologi-
schen Nachhaltigkeit zu verstärken;

99. legt der internationalen Gemeinschaft nahe, die
Chancen für eine nachhaltige Entwicklung in den Entwick-
lungsländern, insbesondere in den am wenigsten entwickelten
Ländern, den kleinen Inselentwicklungsländern und den afri-
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kanischen Küstenstaaten, zu erhöhen, indem sie diese Staaten
ermutigt, sich stärker an den genehmigten Fischereitätigkeiten
zu beteiligen, die Fernfischerei betreibende Staaten im Ein-
klang mit dem Seerechtsübereinkommen in den Gebieten un-
ter ihren nationalen Hoheitsbefugnissen durchführen, damit
Entwicklungsländer bessere wirtschaftliche Erträge aus den
Fischereiressourcen in den Gebieten unter ihren nationalen
Hoheitsbefugnissen erzielen und ihre Rolle in der regionalen
Fischereibewirtschaftung ausbauen können, und indem sie in
Übereinstimmung mit dem Völkerrecht, insbesondere dem
Seerechtsübereinkommen und dem Durchführungsüberein-
kommen, die Fähigkeit der Entwicklungsländer stärkt, ihre ei-
gene Fischerei zu entwickeln und sich an der Fischerei auf Ho-
her See zu beteiligen, namentlich indem sie ihnen den Zugang
dazu eröffnet;

100. ersucht die Fernfischerei betreibenden Staaten, die
Aushandlung von Zugangsabkommen und -vereinbarungen
mit Küstenentwicklungsländern auf eine ausgewogene und
nachhaltige Grundlage zu stellen, namentlich durch verstärkte
Aufmerksamkeit für die Fischverarbeitung, einschließlich
Einrichtungen für die Fischverarbeitung, im nationalen Ho-
heitsbereich des Küstenentwicklungslandes, um diesen Län-
dern dabei behilflich zu sein, Nutzen aus der Entwicklung der
Fischereiressourcen zu ziehen, sowie unter anderem durch
Technologietransfer und Unterstützung bei der Überwachung,
Kontrolle und Aufsicht sowie der Einhaltung und Durchset-
zung in den Gebieten im nationalen Hoheitsbereich des Kü-
stenentwicklungslandes, das den Zugang zur Fischerei ge-
währt, unter Berücksichtigung der in Artikel 25 des Durchfüh-
rungsübereinkommens genannten Formen der Zusammenar-
beit;

101. legt den Staaten nahe, einzeln und über die regionalen
Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibe-
wirtschaftung den Entwicklungsländern bei der Konzipierung,
Einführung und Anwendung einschlägiger Vereinbarungen,
Übereinkünfte und Instrumente für die Erhaltung und nachhal-
tige Bewirtschaftung von Fischbeständen verstärkt und auf ko-
härentere Weise behilflich zu sein, namentlich durch die Kon-
zipierung und Stärkung ihrer innerstaatlichen Fischereiregu-
lierungspolitik und einer entsprechenden Politik der regiona-
len Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischerei-
bewirtschaftung in ihrer jeweiligen Region sowie durch den
Ausbau der Forschungs- und der wissenschaftlichen Kapazi-
täten über vorhandene Fonds wie den Hilfsfonds nach Teil VII
des Durchführungsübereinkommens, die bilaterale Hilfe, die
Hilfsfonds der regionalen Organisationen und Vereinbarun-
gen betreffend Fischereibewirtschaftung, das FishCode-Pro-
gramm, das globale Fischereiprogramm der Weltbank und die
Globale Umweltfazilität;

102. fordert die Staaten auf, durch einen ständigen Dialog
und durch die im Einklang mit den Artikeln 24 bis 26 des
Durchführungsübereinkommens gewährte Hilfe und Zusam-
menarbeit weitere Ratifikationen des Durchführungsüberein-
kommens beziehungsweise weitere Beitritte dazu zu fördern,
indem sie unter anderem das Problem des Kapazitäts- und Res-
sourcenmangels angehen, das Entwicklungsländer daran hin-
dern könnte, Vertragsparteien zu werden;

XII

Zusammenarbeit innerhalb des Systems
der Vereinten Nationen

103. ersucht die in Betracht kommenden Teile des Sy-
stems der Vereinten Nationen, die internationalen Finanzinsti-
tutionen und die Geberorganisationen, Unterstützung für den
Ausbau der Kapazitäten der regionalen Organisationen betref-
fend Fischereibewirtschaftung und ihrer Mitgliedstaaten zur
Durchsetzung und Einhaltung der Regelungen zu gewähren;

104. bittet die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisa-
tion der Vereinten Nationen, die Vorkehrungen, die sie mit den
Organisationen der Vereinten Nationen hinsichtlich der Zu-
sammenarbeit bei der Umsetzung der internationalen Aktions-
pläne getroffen hat, aufrechtzuerhalten und dem Generalsekre-
tär über die Prioritäten bei der Zusammenarbeit und der Ko-
ordinierung dieser Arbeiten Bericht zu erstatten, damit er diese
Angaben in seinen Jahresbericht über die nachhaltige Fische-
rei aufnehmen kann;

105. bittet die Abteilung Meeresangelegenheiten und See-
recht, die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der
Vereinten Nationen und die anderen zuständigen Organe des
Systems der Vereinten Nationen, sich bei der Ausarbeitung
von Fragebögen zur Erfassung von Informationen zur nach-
haltigen Fischerei miteinander abzustimmen und zusammen-
zuarbeiten, um Doppelarbeit zu vermeiden;

XIII

Zweiundsechzigste Tagung der Generalversammlung

106. ersucht den Generalsekretär, die Aufmerksamkeit al-
ler Mitglieder der internationalen Gemeinschaft, der zuständi-
gen zwischenstaatlichen Organisationen, der Organisationen
und Organe des Systems der Vereinten Nationen, der regiona-
len und subregionalen Organisationen betreffend Fischereibe-
wirtschaftung und der zuständigen nichtstaatlichen Organisa-
tionen auf diese Resolution zu lenken und sie zu bitten, dem
Generalsekretär Informationen zukommen zu lassen, die für
die Durchführung dieser Resolution von Belang sind;

107. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Be-
richt über „Nachhaltige Fischerei, namentlich durch das Über-
einkommen von 1995 zur Durchführung der Bestimmungen
des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen vom
10. Dezember 1982 betreffend die Erhaltung und Bewirtschaf-
tung von gebietsübergreifenden Fischbeständen und Bestän-
den weit wandernder Fische und damit zusammenhängende
Übereinkünfte“ vorzulegen, in dem die von den Staaten, den
zuständigen Sonderorganisationen, insbesondere der Ernäh-
rungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen, und anderen in Betracht kommenden Organen, Organisa-
tionen und Programmen des Systems der Vereinten Nationen,
den regionalen und subregionalen Organisationen und Verein-
barungen zur Erhaltung und Bewirtschaftung von gebietsüber-
greifenden Fischbeständen und Beständen weit wandernder
Fische sowie von anderen zuständigen zwischenstaatlichen
Organen und nichtstaatlichen Organisationen bereitgestellten
Informationen berücksichtigt werden und der unter anderem



I. Resolutionen ohne Überweisung an einen Hauptausschuss

69

die in den entsprechenden Ziffern dieser Resolution vorgege-
benen Bestandteile enthalten soll;

108. beschließt, den Unterpunkt „Nachhaltige Fischerei,
namentlich durch das Übereinkommen von 1995 zur Durch-
führung der Bestimmungen des Seerechtsübereinkommens
der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982 über die Er-
haltung und Bewirtschaftung von gebietsübergreifenden
Fischbeständen und Beständen weit wandernder Fische und
damit zusammenhängende Übereinkünfte“ unter dem Punkt
„Ozeane und Seerecht“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer
zweiundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 61/106
Verabschiedet auf der 76. Plenarsitzung am 13. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Berichts des Ad-hoc-Ausschusses über ein umfas-
sendes und integratives internationales Übereinkommen über den Schutz und die
Förderung der Rechte und der Würde von Menschen mit Behinderungen
(A/61/611, Ziff. 7).

61/106. Übereinkommen über die Rechte von Menschen
mit Behinderungen

Die Generalversammlung,
unter Hinweis auf ihre Resolution 56/168 vom 19. Dezem-

ber 2001, mit der sie beschloss, einen allen Mitgliedstaaten
und Beobachtern bei den Vereinten Nationen offen stehenden
Ad-hoc-Ausschuss einzurichten, mit dem Auftrag, Vorschläge
für ein umfassendes und in sich geschlossenes internationales
Übereinkommen über die Förderung und den Schutz der Rech-
te und der Würde von Menschen mit Behinderungen zu prüfen,
ausgehend von einem ganzheitlichen Ansatz bei der Arbeit auf
dem Gebiet der sozialen Entwicklung, der Menschenrechte
und der Nichtdiskriminierung und unter Berücksichtigung der
Empfehlungen der Menschenrechtskommission und der Kom-
mission für soziale Entwicklung,

sowie unter Hinweis auf ihre früheren einschlägigen Reso-
lutionen, zuletzt Resolution 60/232 vom 23. Dezember 2005,
sowie die einschlägigen Resolutionen der Kommission für so-
ziale Entwicklung und der Menschenrechtskommission,

unter Begrüßung des wertvollen Beitrags der zwischen-
staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen sowie der na-
tionalen Menschenrechtsinstitutionen zur Arbeit des Ad-hoc-
Ausschusses,

1. dankt dem Ad-hoc-Ausschuss für die Fertigstellung
des Entwurfs des Übereinkommens über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen und des Entwurfs des Fakultativpro-
tokolls zu dem Übereinkommen;

2. verabschiedet das Übereinkommen über die Rechte
von Menschen mit Behinderungen und das Fakultativproto-
koll zu dem Übereinkommen, die dieser Resolution als Anlage
beigefügt sind und die ab dem 30. März 2007 am Amtssitz der
Vereinten Nationen in New York zur Unterzeichnung auflie-
gen werden;

3. fordert die Staaten auf, die Unterzeichnung und Ra-
tifikation des Übereinkommens und des Fakultativprotokolls
mit Vorrang zu erwägen, und verleiht der Hoffnung Ausdruck,
dass sie bald in Kraft treten werden;

4. ersucht den Generalsekretär, das erforderliche Perso-
nal und die notwendigen Einrichtungen bereitzustellen, damit
die Konferenz der Vertragsstaaten und der Ausschuss, die
nach dem Übereinkommen und dem Fakultativprotokoll vor-
gesehen sind, ihre Aufgaben nach dem Inkrafttreten des Über-
einkommens wirksam wahrnehmen können und damit Infor-
mationen über das Übereinkommen und das Fakultativproto-
koll verbreitet werden können;

5. ersucht den Generalsekretär außerdem, unter Be-
rücksichtigung der einschlägigen Bestimmungen des Überein-
kommens schrittweise Standards und Leitlinien für den bar-
rierefreien Zugang zu den Einrichtungen und Diensten des Sy-
stems der Vereinten Nationen anzuwenden, insbesondere bei
der Durchführung von Renovierungsarbeiten;

6. ersucht die Einrichtungen und Organisationen der
Vereinten Nationen und bittet die zwischenstaatlichen und
nichtstaatlichen Organisationen, Maßnahmen zur Verbreitung
von Informationen über das Übereinkommen und das Fakul-
tativprotokoll und zur Förderung ihres Verständnisses zu er-
greifen; 

7. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung unter dem Unter-
punkt „Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit
Behinderungen“ einen Bericht über den Stand des Überein-
kommens und des Fakultativprotokolls und über die Durch-
führung dieser Resolution vorzulegen.

Anlage I

Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen*

Präambel

Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens,

a) unter Hinweis auf die in der Charta der Vereinten Na-
tionen verkündeten Grundsätze, denen zufolge die Anerken-
nung der Würde und des Wertes, die allen Mitgliedern der
menschlichen Gesellschaft innewohnen, sowie ihrer gleichen
und unveräußerlichen Rechte die Grundlage von Freiheit, Ge-
rechtigkeit und Frieden in der Welt bildet,

b) in der Erkenntnis, dass die Vereinten Nationen in der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und in den Inter-
nationalen Menschenrechtspakten verkündet haben und über-
eingekommen sind, dass jeder Mensch ohne Unterschied An-
spruch auf alle darin aufgeführten Rechte und Freiheiten hat,

c) bekräftigend, dass alle Menschenrechte und Grund-
freiheiten allgemein gültig und unteilbar sind, einander bedin-
gen und miteinander verknüpft sind und dass Menschen mit
Behinderungen der volle Genuss dieser Rechte und Freiheiten
ohne Diskriminierung garantiert werden muss,

* Zwischen Deutschland, Liechtenstein, Österreich und der Schweiz ab-
gestimmte Übersetzung (Stand: 12. Dezember 2007).




